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Hinweis der Schriftleitung:

Unverzügliche Bekanntmachung der nachstehenden Landesverordnung gemäß § 60 Absatz 3 
Satz 2 und 3 i.V.m. § 60 Absatz 1 LVwG

Die Ersatzverkündung dieser Landesverordnung gemäß § 60 Absatz 3 Satz 1 LVwG ist am 23. März 2020 
durch Veröffentlichung auf der Webseite der Landesregierung durch das Ministerium für Soziales, Gesund-
heit, Jugend, Familie und Senioren unter https://www.schleswig-holstein.de/DE/Schwerpunkte/Coronavirus/
Erlasse/200323_Landesverordnung_Corona.html erfolgt.

Landesverordnung  
über Maßnahmen zur Bekämpfung der Ausbreitung des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 

in Schleswig-Holstein (SARS-CoV-2-Bekämpfungsverordnung – SARS-CoV-2-BekämpfV)
Vom 23. März 2020

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 2126-13-8

Aufgrund des § 32 des Infektionsschutzgesetzes 
vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 10. Februar 2020 (BGBl. I 
S. 148) geändert, verordnet die Landesregierung:

§ 1 
Beherbergung

Betreibern von Beherbergungsstätten, Campingplät-
zen, Wohnmobilstellplätzen, Yacht- und Sportboothä-
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fen sowie privaten und gewerblichen Vermietern von 
Ferienwohnungen und -häusern und vergleichbaren 
Angeboten ist es untersagt, Personen zu touristi-
schen Zwecken zu beherbergen. Einrichtungen, die 
ausschließlich touristischen Zwecken dienen, sind 
zu schließen. 

Das gilt auch für den Betrieb von nicht erlaubnis-
pflichtigen Einrichtungen zur Beherbergung von Kin-
dern und Jugendlichen wie insbesondere Jugend-
freizeiteinrichtungen, Jugendbildungseinrichtungen, 
Jugendherbergen, Schullandheim, Ferienlager und 
Jugendzeltlager.

§ 2 
Reisen aus touristischem Anlass

Reisen aus touristischem Anlass in das Gebiet des 
Landes Schleswig-Holstein sind untersagt. Dies gilt 
auch für Reisen, die zu Freizeitzwecken, zu Fortbil-
dungszwecken oder zur Entgegennahme von ver-
meidbaren oder aufschiebbaren Maßnahmen der me-
dizinischen Versorgung, Vorsorge oder Rehabilitation 
unternommen werden.

§ 3 
Gaststätten

(1) Gaststätten im Sinne des § 1 des Gaststätten-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20. November 1998 (BGBl. I S. 3418), zuletzt durch 
Artikel 14 des Gesetzes vom 10. März 2017 (BGBl. I 
S. 420) geändert, sind zu schließen. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Betriebe und entspre-
chende gastronomische Lieferdienste dürfen Leis-
tungen im Rahmen eines Außerhausverkaufs von 
mitnahmefähigen Speisen für den täglichen Bedarf 
nach telefonischer oder elektronischer Bestellung 
erbringen. Das Nähere, insbesondere auch weitere 
Einschränkungen beim Außerhausverkauf, legt das 
für Gesundheit zuständige Ministerium über § 7 Ab-
satz 1 entsprechend fest.

§ 4 
Einzelhandel, Dienstleister, Handwerker, 

Gesundheits- und Heilberufe, Einrichtungen, 
sonstige Stätten

(1) Sämtliche Verkaufsstellen des Einzelhandels sind 
zu schließen, sofern es sich nicht um Einzelhan-
delsbetriebe für Lebens- und Futtermittel, Wochen-
märkte, Abhol- und Lieferdienste, Getränkemärkte, 
Apotheken, Sanitätshäuser, Drogerien, Tankstellen, 
Banken und Sparkassen, Poststellen, Reinigungen, 
Waschsalons, Zeitungsverkauf, Bau-, Gartenbau- 
und Tierbedarfsmärkte, Lebensmittelausgabestellen 
(Tafeln) oder den Großhandel handelt. Im Falle von 
Mischsortimenten darf die Verkaufsstelle nur öffnen, 
wenn die erlaubten Sortimentsteile überwiegen; das 
Nebensortiment darf weiter verkauft werden.

(2) Dienstleister und Handwerker können ihrer Tätig-
keit nachgehen, sofern ein enger persönlicher Kontakt 
zum Kunden ausgeschlossen ist. Die Tätigkeiten des 

Gesundheitshandwerks sind trotz einer engen persön-
lichen Nähe nach Satz 1 erlaubt. Neben dem Verkauf 
der notwendigen Produkte des Gesundheitshand-
werks ist bei den erlaubten Betrieben des Satzes 1 
ein Verkauf von Ersatzteilen und Zubehör zulässig. 
Tätigkeiten der Gesundheits- und Heilberufe mit en-
ger persönlicher Nähe zum Patienten sind insoweit 
gestattet, sofern sie medizinisch akut geboten sind. 

(3) Ferner sind zu schließen

a)	 Bars, Clubs, Diskotheken, Kneipen, Cafés und 
ähnliche Betriebe, 

b)	 Theater, Opern, Konzerthäuser, Museen und ähn-
liche Einrichtungen, 

c)	 Messen, Ausstellungen, Kinos, Freizeit- und Tier-
parks und Anbieter von Freizeitaktivitäten (auch 
außerhalb von geschlossenen Räumen), Spiel-
plätze, Spezialmärkte und ähnliche Einrichtungen, 

d)	 Spielhallen, Spielbanken und Wettannahmestellen,

e)	 Betriebe des Prostitutionsgewerbes,

f)	 öffentliche und private Sportanlagen (drinnen und 
draußen), Schwimm- und Spaßbäder, Fitnessstu-
dios und ähnliche Einrichtungen,

g)	 Bibliotheken. 

§ 5 
Zusammenkünfte, Bildungseinrichtungen

(1) Zusammenkünfte in Sport- und Freizeiteinrich-
tungen sowie die Wahrnehmung von Angeboten 
in Volkshochschulen, Musikschulen und sonstigen 
öffentlichen und privaten Bildungseinrichtungen im 
außerschulischen Bereich sind untersagt.

(2) Sonstige Zusammenkünfte, insbesondere solche 
in Kirchen, Moscheen, Synagogen und die Zusam-
menkünfte anderer Glaubens- und Weltanschauungs-
gemeinschaften, sind untersagt. Bestattungen sind 
auf das unbedingt notwendige Maß an Teilnehmern 
zu beschränken.

§ 6 
Hygienestandards

Bei den nach den §§ 3 bis 5 zugelassenen Ver-
kaufsstellen, Tätigkeiten und Zusammenkünften ist 
die Einhaltung der notwendigen Hygienestandards, 
insbesondere die Empfehlungen des Robert Koch-
Institutes, sicherzustellen. Die entsprechenden Hin-
weise des Robert Koch-Institutes sind in geeigneter 
Form zu berücksichtigen.

§ 7 
Erlaubnis, weitere Maßnahmen

(1) Dem für Gesundheit zuständigen Ministerium 
ist es erlaubt, eine Liste auf den Internetseiten der 
Landesregierung zu veröffentlichen, aus der die er-
laubten Verkaufsstellen nach § 4 Absatz 1 und die 
erlaubten Dienstleistungs-, Behandlungs- und Hand-
werkstätigkeiten nach § 4 Absatz 2 festgelegt sind.



Nr. 6	 Gesetz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein 2020; Ausgabe 30. April 2020	 173

(2) Das Recht der zuständigen Behörden, weiterge-
hende Maßnahmen zum Schutz vor Infektionen nach 
dem Infektionsschutzgesetz zu erlassen, bleibt von 
dieser Verordnung unberührt.

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkün-
dung in Kraft. Gleichzeitig tritt die SARS-CoV-2-Be-
kämpfungsverordnung vom 17. März 2020 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 158)*) außer Kraft. 

(2) Diese Verordnung tritt am 19. April 2020 außer 
Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 23. März 2020

	 D a n i e l  G ü n t h e r	 D r.  H e i n e r  G a r g
	 Ministerpräsident	 Minister 
		  für Soziales, Gesundheit, Jugend,
		  Familie und Senioren

*)	 GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 2126-13-7


